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Kläger und Revisionsbeklagte,

g e g e n

Beklagte und Revisi0nsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter:

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 27. Juli 1978 für Recht

erkannt: " ”

\

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des
Bayerischen Landessozialgerichts vom 16. Oktober 1975

aufgehoben. Der Rechtsstreit wird zur erneuten Ver—

handlung und Entscheidung an das Landessozialgericht

zurückverwiesen.
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G r ü n d e ;

I

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob die beklagte

Tiefbau-Berufsgenossenschaft die Elternrente der Kläger

entziehen durfte.

Die klagenden Eheleute I (P.) sind in Griechenland

wohnende griechische Staatsangehörige. Ihr am 27. Dezember

7954 geborener Sohn E I verunglückte am
5. Dezember 4962 im Alter von fast 28 Jahren tödlich
bei einem in der Bundesrepublik Deutschland erlittenen

Arbeitsunfall. Daraufhin bewilligte die Beklagte den

Klägern mit Bescheid vom 10. Januar 1964 Elternrente vom

Todestag an. Dabei berücksichtigte sie, daß der Verstorbene

ledig war und seine unterhaltsbedürftigen Eltern in der Zeit,
in der er als Maurer bei einer Baufirma in der Bundes—

republik gearbeitet hatte, mit durchschnittlich 210,—— DM
monatlich unterstützt hatte. Weitere unterhaltspflichtige

Angehörige der Kläger waren zwar vorhanden, aber nicht

unterhaltsfähig. Für die Rentenberechnung legte die Beklagte

einen Jahresarbeitsverdienst von WW.547,—v DM zugrunde.

Mit Bescheid vom 5. Oktober 4975 entzog die Beklagte die

den Klägern gewährte Rente mit Ablauf des Monats November

1975, da eine wesentliche Änderung im Sinne des 5 622 der
Reichsversicherungsordnung (EVO) eingetreten sei. Die Klä—

ger hätten nunmehr keinen Unterhaltsanspruch gegen den

Verstorbenen gehabt, wie 5 596 EVO voraussetze. Der Ver-

storbene wäre nach der allgemeinen Lebenserfahrung schon

seit einigen Jahren verheiratet und hätte inzwischen unter—

haltsbedürftige Kinder. Er wäre daher nicht mehr in der

Lage gewesen, seine Eltern wesentlich zu unterstützen.

Das Sozialgericht (SG) München hat der gegen diesen Bescheid

gerichteten Klage mit Urteil vom w5. Mai 1974 stattgegeben.

Es hat angenommen, daß eine wesentliche Änderung der
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Verhältnisse im Sinne des $ 622 RVO nicht eingetreten sei,
da der Verstorbene nach wie vor in der Lage gewesen wäre,

seine Eltern wesentlich zu unterstützen. Selbst wenn

er inzwischen eine eigene Familie hätte unterhalten müssen,

hätte er angesichts der Einkommensentwicklung jetzt soviel

verdient, daß er immer noch etwa 100,—— DM monatlich an
die Kläger hätte zahlen können. “

Das Bayerische Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der

Beklagten mit Urteil vom w6. Oktober 1975 zurückgewiesen. Es

hat ausgeführt, daß eine wesentliche Änderung der Verhält-

nisse, die nach 5 622 EVO eine Neufeststellung rechtfertige,

nicht vorliege. Bei der Frage, ob ein Unterhaltsanspruch

der Kläger gegen den Verstorbenen nach dessen Tod entfalle,

handele es sich um die Beurteilung einer lediglich mut—

maßlichen Entwicklung, es sei die Änderung eines nicht Wirk—

lichkeit gewordenen, sondern gedachten Geschehensablaufs

zu beurteilen. Entgegen der Rechtsprechung des 8. Senats des

Bundessozialgerichts —BSG—(ua SozR 2200 5 596 Nr 5) könne
jedoch eine nur mutmaßliche Änderung der Verhältnisse nicht

die Herabsetzung oder Entziehung einer Leistung nach 5 622

RVO rechtfertigen, es seien konkrete Tatsachen erforderlich

(SozR Nr 12 zu 5 622 RVG). lm Sozialrecht gäbe es keine

Leistung, bei der die Entziehung von einer mutmaßlichen Ände—

rung der Verhältnisse desjenigen abhängig gemacht werde,

dessen Tod die Leistung ausgelöst habe. Nach 5 596 EVO sei
der Versicherungsträger vielmehr verpflichtet, anläßlich der

erstmaligen Bewilligung der Elternrente zu prüfen, ob und

ggf. wie lange die Unterhaltspflicht des Getöteten bestanden

hätte; die Rente könne zeitlich begrenzt gewährt werden.

Wenn dieses versäumt werde, biete 5 622 Abs 1 BVD keine Hand—
habe, das Versäumnis nachzuholen. Dies entspreche auch der

Vergleichbaren zivilrechtlichen Regelung der 55 844 Abs 2

des Bürgerlichen Gesetzbuches und 525 der Zivilprozeßord—

nung (ZPO). Auf diese Weise werde der Rentenberechtigte schon

von vornherein über seinen Rentenanspruch klar ins Bild

gesetzt. Darüber hinaus liege selbst nach der Rechtsprechung
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des BSG hier keine wesentliche Änderung der Verhältnisse

vor, Das BSG sehe das vollendete 26® Lebensjahr als wahr—

scheinlichen Zeitpunkt der Eheschließung an, der Verstor—

bene sei jedoch zur Zeit des Unfalls fast 28 Jahre alt und

immer noch ledig gewesen. Zwischenzeitliche Überprüfungen

der Beklagten — die letzte im Jahre 1970 — hätten keine

wesentliche Änderung ergeben° Außerdem würde der Verstorbene

nach der eingetretenen Einkommensentwicklung inzwischen

etwa 20,000,»— DM jährlich verdienen, so daß er trotz Grün-

dung einer eigenen Familie auch weiterhin die Kläger

hätte unterstützen können, Die Beklagte habe immerhin in

ihrem aufgrund des erstinstanzlichen Urteils ergangenen
Ausführungsbescheid einen Jahresarbeitsverdienst von
25.765,59 DM angenommen‚

Das LSG hat die Revision zugelassen.

Die Beklagte hat dieses Rechtsmittel eingelegt und wie folgt

begründet° Mit der Rechtsprechung des BSG sei dav0n auszu—

gehen, daß die mutmaßliche Änderung eines nur gedachten Ge—

schehensablaufs eine wesentliche Änderung im Sinne des

5 622 Abs 1 BVG sein könne, denn diese Vorschrift stelle auf

einen mutmaßlichen Geschehensablauf ab, Es bestehe keine

gesetzliche Verpflichtung, die Bezugsdauer schon im Be-

willigungsbescheid zu begrenzen; ein bestimmtes Enddatum

lasse sich aus % 596 RVO nicht entnehmen° Auch die Tatsache,

daß der Verunglückte im Alter von 28 Jahren noch nicht ver—

heiratet gewesen sei, sei nicht von Bedeutung, Es sei be—

kannt, daß in griechischen Familien erst die Töchter ver—
heiratet sein müßten, ehe die Söhne heiraten dürften, Es

sei jedenfalls davon auszugehen, daß der Verunglückte mit

58 Jahren verheiratet gewesen wäre und Kinder gehabt hätte„

Die mutmaßliche Steigerung des Einkommens des Versicherten

sei ebenfalls nicht ausschlaggebend. Das LSG habe bei seiner

Berechnung den aus 5 565 Abs 2 RVO aF errechneten Jahres-

arbeitsverdienst des Verunglückten zugrundegelegt, der

tatsächliche Verdienst des Verunglückten habe jedoch nur
9.969,91 DM betragen.
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Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Bayerischen LSG vom
w6. Oktober 1975 und das Urteil des

SG München vom WB. Mai 4974 aufzu—

heben und die Klage abzuweisen.

Die Kläger sind in der Revisionsinstanz nicht vertreten.

II

Die Revision der Beklagten ist insofern begründet, als das

Urteil des LSG aufgehoben und der Rechtsstreit zur erneuten

.Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückverwiesen wer—
den muß (5 170 Abs 2 Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—).

Die vom LSG getroffenen tatsächlichen Feststellungen reichen

zu einer Entscheidung über den Anspruch der Kläger nicht aus.

Nach 5 622 Abs % RVO ist eine Leistung neu festzustellen

- also auch zu entziehen —, wenn in den Verhältnissen, die

für die Feststellung der Leistung maßgebend gewesen sind,

eine wesentliche Änderung eintritt, welche die Neufeststel—

lung rechtfertigt. Nach 5 596 Abs 1 RVG besteht ein Anspruch
auf Elternrente, wenn und solange die Anspruchsberechtigten

ohne den Arbeitsunfall gegen den Verstorbenen einen Anspruch

auf Unterhalt hätten geltend machen können. Damit ist nach

allgemeiner Ansicht das mutmaßliche Bestehen eines familien—

rechtlichen Unterhaltsanspruchs Voraussetzung für die Ge—

währung von Elternrente (vgl Lauterbach, Gesetzliche Unfall—

versicherung, 5‚Aufl., @596 Anm 6b und 105 Brackmann, Hand-
buch der Sozialversicherung, 8.Aufl. S. 590). Das Gesetz
stellt auf einen Geschehensablauf ab, der in Wirklichkeit

nicht eintreten kann.

Eine Anwendung des 5 622 Abs 4 EVO ist im vorliegenden Fall

nicht dadurch ausgeschlossen, daß lediglich eine mutmaßliche

Änderung eines nicht Wirklichkeit gewordenen Geschehens—

ablaufs unterstellt wird (entgegen Zehe, SGb 1975, 154 und

1976, 257, Andreas, ZfS 1974, 56%). Die mutmaßliche Änderung
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eines nicht Wirklichkeit gewordenen Geschehensablaufs

rechtfertigt eine Neufeststellung‚ wenn der hypothetische

Geschehensablauf für die Feststellung der Leistung maß—

geblich gewesen ist (vgl BSG SozR 2200 5 622 Nr 6 und
5 596 Nr 5)» In einem solchen Fall ist es nicht gerecht—

fertigt, zwischen tatsächlich eingetretenen und mutmaß—

lichen Ereignissen, die zu der mutmaßlichen Änderung des

gedachten Geschehensablaufs führen, zu unterscheiden. Zwar

hat das BSG entschieden, daß es für die Feststellung einer

wesentlichen Änderung im Sinne des 5 622 Abs 4 RVO
nicht ausreicht? daß eine solche unter Umständen eingetreten

sein könnte (SozR Nr 12 zu 5 622 RVO)„ Dies betraf jedoch
einen Fall‚ in dem die Feststellung der Leistung nicht von

einem mutmaßlichen Geschehensablauf abhing„ Wie der 8. Senat

des BSG in seiner Entscheidung vom 22. Oktober 1975

(SozR 2200 5 622 Nr 6, S. 15) bereits ausgeführt hat, ist
das Eintreten der Umstände? die zu der mutmaßlichen Änderung

führene nieht immer mit einer solchen Sicherheit vorher-

sehbar, daß die zeitliche Begrenzung der Rente bereits im

Bescheid vorgenommen werden müßte° Selbst statistische

Aussagen über das Heiratsalter können sich im Verlauf des

zu beurteilenden Zeitraums wesentlich ändern9 da das

Heiratsverhalten der Bevölkerung nicht gleichbleibt (vgl

zB Höhn9 Wirtschaft und Statistik —WiSta—-919769 717, 721)„

Auch ist es für den Berechtigten nicht unbedingt günstiger‚

wenn die Rente gleich im Bewilligungsbescheid zeitlich be—

grenzt wird9 da das Bewilligungsverfahren sich dadurch in

die Länge ziehen kann (vgl Urteil des 86 Senats aaO)m

Ob eine wesentliche Änderung der Verhältnisse im Sinne des

5 622 Abs 1 BVD vorliegt9 ob nämlich der Unterhaltsan-
spruch der Kläger gegen den Verstorbenen mutmaßlich entfallen

wäre‚ kann nach den vom LSG getroffenen Feststellungen nicht

abschließend beurteilt werden„ Ob ein Unterhaltsanspruch

besteht9 richtet sich nach griechischen Recht (Art 19 EGBGB,

vgl dazu BSG SozR 2200 5 596 Nr 2„ S„ 6 für Spanien;
Soergel/Siebert$ BGB, 100Aufle Bd 79 Art 19 EGBGB Anm 1;
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Palandt, BGB, 57@Auflw Art 19 EGBGB Anm 2)„ Bei der Auslegung

ausländischen Rechts handelt es sich um eine Tatsachenfest—

stellung, die in der Revisionsinstanz ausnahmsweise nachge—

holt werden kann, wenn das Tatsachengericht — wie hier —
das ausländische Recht nicht angewandt hat (BSGE 7, 122,
125; Meyer—Ladewig, SGG @ 162 Anm 7; Peters/Sautter/Wolff,

Kommentar zur Sozialgerichtsbarkeit, % 162 Anm II 5 S. III

80-86)e Nach griechischen Recht hängt der Unterhaltsanspruch

der Eltern von den gleichen Voraussetzungen ab wie nach

deutschem Recht (vgl die Art 1478, 1485, 1484 des griechi—

schen Zivilgesetzbuches, abgedruckt bei Bergmann/Ferid,

Internationales Ehe- und Kindschaftsrecht, 4.Aufl. Bd III,

Abschnitt Griechenland, So 25). Demnach kommt es auf die

Leistungsfähigkeit des Verpflichteten an; geschuldet wird der

standesgemäße Unterhalt. Ehefrau und Kinder sind vor den

Eltern unterhaltsberechtigt.

Ob die Leistungsfähigkeit eines Unterhaltspflichtigen bei

Vorliegen bestimmter Tatsachen gegeben ist oder nicht, ist

eine Rechtsfrage, die vom Revisionsgericht nachzuprüfen

ist, An die tatsächlichen Feststellungen, aus denen das LSG

den Schluß auf die Leistungsfähigkeit gezogen hat, ist das

Revisionsgericht im Rahmen des 5 165 SGGgebunden. Bei den
Fragen, ob der Verstorbene im Zeitpunkt des Entziehungs—

bescheids (Oktober 1975) verheiratet gewesen wäre, ob er
Kinder gehabt hätte und wie hoch sein mutmaßlicher Verdienst

gewesen wäre, handelt es sich um Tatsachenfeststellungen, die

das Revisionsgericht auf Rüge nur daraufhin nachprüfen kann,

ob das Tatsachengericht bei der Beweiswürdigung allgemeine

Denkgesetze oder Erfahrungssätze verletzt hat (vgl Meyer-

Ladewig aaO, S 162 Anm 5; Peters/Sautter/Wolff aaO 5 162
Anm II 6 S‚ III/80-90)„ Das LSG hat lediglich festgestellt,
daß der Verstorbene im Zeitpunkt des Erlasses des Entzie—

hungsbescheids etwa 20„OOO,—— DN jährlich verdient haben wür—

de; es hat nicht aufgeklärt, ob der Verstorbene eine Familie

gegründet hätte. Unterstellt, der Verstorbene hätte im Jahre

1975 einen monatlichen Bruttoverdienst von etwa 1.700,—— DM
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gehabt (dies entspricht einem Jahresverdienst von 20.000,—— DM),

hätte er neben dem standesgemäßen Unterhalt für sich, seine

Frau und evtl ein oder zwei Kinder seinen Eltern keinen we—

sentlichen Unterhalt mehr gewähren können° Dieses ent-

spricht einem allgemeinen Erfahrungssatz (ähnlich für die

gleiche deutsche Rechtslage BSG SozR 2200 5 596 Nr 3, S. 15
mit weiteren Nachweisen; OLG Düsseldorf NJW 61, 1408;

Staudinger9 BGB, 10J11.‚Aufle @ 844 Anm 157a)„ Es kommt

also entgegen der Meinung des LSG darauf an‚ ob der Ver—

storbene bis zum Erlaß des Entziehungsbescheids mutmaßlich

geheiratet und eine Familie gegründet hätte.

Dies hat das LSG im Rahmen des 5 287 Abs 1 ZPO unter Be—

rücksichtigung aller vorhandenen Anhaltspunkte zu schätzen.

Nach dieser Vorschrift‚ die im sozialgerichtlichen Verfah—

ren anwendbar ist (vgl etwa Peters/Sautter/Wolff aaO, 5 128

Anm 2b, S„ 11/154; Meyer—Ladewig aaO, @ 118 Anm 14% 5 128

Anm 539 kann das Gericht die Schadenshöhe nach freiem Ermes—

sen schätzen; die an Sicherheit grenzende Wahrscheinlich-

keit, daß ein Schaden gerade in der Höhe vorliegt() ist

nicht erforderlich (vgl Stein/Jonas9 ZPO9 19„Aufl. @287
Anm III 1; Wieczorek, ZPO9 2„Aufl® @287 Anm D IV)„ Auch
die Dauer einer Rente — die hier vom Vorliegen des mutmaß—

lichen Unterhaltsanspruchs abhängt — kann im Rahmen des

5 287 ZPO geschätzt werden (zB BGH in JZ 1951, 115, 114;
Wieczorek aa0, % 287 Anm 0 IV a 1; Stein/Jonas aaO, % 287

Anm I 2 d und Fußnote 20)„ Eine Beweislastentscheidung

kann in solchen Fällen nicht ergehen, da das Gericht die
Schätzung aufgrund der vorhandenen Anhaltspunkte treffen

muß, auch wenn diese kein genaues Bild ergeben. Demnach

können Heiratsabsichten des Verstorbenen, zB ein bestehen—

des Vcrlöbnis‚ oder besondere Beziehungen zu seinen Eltern

von Bedeutung sein„ Auch die statistische Heiratswahrschein—

lichkeit kann von Bedeutung und bei Fehlen anderer kon-

kreter Anhaltspunkte als Erfahrungssatz ausschlaggebend sein„

Allerdings ist das statistische Heiratsalter von 26 Jahren,

das der 8° Senat in seinen bisherigen Entscheidungen her—
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angezogen hat (SozR 2200 5 596 Nr 5; 5 622 Nr 6; vom 2.Senat

offengelassen in 5 596 Nr 4) insbesondere in den Fällen,
in denen der Verstorbene älter ist, nicht aussagekräftig.
In Fällen wie dem vorliegenden kommt es darauf an, festzu—

stellen, wie lange ein lediger Mann bestimmten Alters noch

ledig bleibt und mit welcher Wahrsche1nlichkeit er bis zu
einem bestimmten Zeitpunkt heiratet, Aussagen darüber enthal—

ten die "Heiratstafeln für Ledige, Verwitwete und Geschiedene
4960/62" (WiSta 4965, 709 ff, 744) und die dazu veröffent—

lichte Tabelle (in WiSta, Statistische Monatszahlen, 4965,
S, 750), Diese Statistik ist unter Einbeziehung der auslän-

dischen Wohnbevölkerung erstellt, Aus der Tabelle ist er—
sichtlich, daß ein 2Bjähriger lediger Mann mit 88% Wahr—

scheinlichkeit noch heiratet und daß er, wenn er heiratet,

durchschnittlich mit 32,69 Jahren verheiratet ist (Spalte 7

und 40 der Tabelle aaO), Das Ergebnis läßt sich dadurch über—
prüfen, daß man anhand der Spalte 5 der Tabelle feststellt,

wie viele ledige Männer in einem bestimmten Alter überhaupt

vorhanden sind und wie viele von diesen in den jeweils folgen—

den Jahren heiraten (Spalte 5 aaO, vgl die Erläuterungen in

WiSta 4965, S. 744 linke Spalte unten). Allerdings muß bei
der Anwendung dieser Statistiken berücksichtigt werden, daß

sich das Heiratsverhalten im Lauf der Zeit wesentlich ge—
ändert hat und deshalb für die Zukunft nicht sicher vorher-

sehbar ist. Die Heiratstafel 4960/62 ist vorsichtig anzuwen—

den, wenn lange Zeiträume zu beurteilen sind, die nahe an
die Gegenwart heranreichen. Zur Überprüfung kann die Heirats—

tafel lediger Männer 4972/74 herangezogen werden (Aufsatz:

WiSta 4976, 747 ff; Tabelle: WiSta, Statistische Monats-

zahlen 4976, S, 766), Diese Heiratstafel berücksichtigt zwar

nur die deutsche Wohnbevölkerung, sie kann aber wenigstens

zum Vergleich der Ergebnisse aus der Heiratstafel 4960/62

dienen, Anhaltspunkte ergeben sich auch aus Tabellen in den

"Statistischen Jahrbüchern für die Bundesrepublik Deutsch—

land“ über “Eheschließende nach bisherigem Familienstand und

Heiratsziffern Lediger" (zB Jahrbuch 4965, S° 62 für 4965;
Jahrbuch 4966, So 56 für 4964; Jahrbuch 4967, S‚ 52 für 4965
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usw). Demnach haben 4965 1897% der in diesem Jahr
28jährigen ledigen Männer geheiratetw Von den verbleiben—

den 81,5%‚ die im nächsten Jahr 29 bis 50 Jahre alt

waren, haben im nächsten Jahr 4792% geheiratet, dh 14%
der ursprünglich im Jahr 4965 ledigen 28jährigen Männer°

Daraus ergibt sich‚ daß von denjenigen9 die 4965

28 Jahre alt und ledig waren, nach zwei Jahren etwa

52,7% verheiratet gewesen sind9 nach drei Jahren

etwa 44,5%, nach vier Jahren etwa 4835% und nach
fünf Jahren etwa 5598%0

Nach Ansicht des Senats können diese so ausgewerteten

Statistiken zur Grundlage einer Schätzung nach 5 287
ZPO werden, Wenn nicht genügend andere Anhaltspunkte

vorhanden sind„ Welcher Grad der Wahrscheinlichkeit

im Einzelfall ausreichend ist9 muß der Überzeugungsbil-

dung des LSG vorbehalten bleiben„ Das LSG wird

weiterhin zu beachten haben, daß Statistiken über das
Heiratsverhalten griechischer Männer in Griechenland

nicht berücksichtigt werden müssen (vgl BSG, Urteil vom

19. Mai 1978 — 8 RU 102/77)9 und daß die Unterhalts—

_ qq -
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fähigkeit nach allgemeiner Lebenserfahrung erst entfällt,

wenn der Verstorbene nach der Heirat Kinder bekommen

hätte (vgl dazu BSG SozR 2200 5 596 Nr 5 S„ 16 und Schur,
5Gb 759 526}

Die Kostenentsoheidung bleibt dem abschließenden Urteil
vorbehalteno
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